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und ein Unglück für den Staat sind. Noch bemerke ich, daß bei diesem Entwurf
die militärische»Lehrer als verheirathct angenommen werden, so daß die Frau
Lehrerin und Ausseherin der Dorfmädchenwird. —Alles, was sich gegen die Grund¬
züge des Planes einwenden läßt, uud er wird auf allen Seiten Anstoß erregen,
ist für eine energische Regierung kein Hinderniß. Die Widersetzlichkeit der Bauern
selbst läßt sich durch Prämien, die Widersetzlichkeit der Geistlichkeit, denen aller¬
dings nur der Religionsunterricht und freundlicheAssistenz, aber kein Anfsichts-
recht über die neuen Schulen bleiben darf, läßt sich durch Energie, uud die
Bedeuken der Demokraten und der Ultraconservativen durch Hinweis auf die jam¬
mervolle und gefährliche Gegenwart dieses Volksstaunnesbesiegen. Auch die geeig¬
neten Lehrer zu schaffen, ist in Preußen durchaus uicht unmöglich. Wer selbst Soldat
war, weiß, daß es iu jeder Compagnie eine Anzahl Männer gibt, welche Berns und
Lnst hätten, sich einer solchen Thätigkeit zu widmen.

So sehr ich glaube, daß die jetzige Regierung Preußens für eine so kühne
Maßregel wenig Sympathien haben wird, so sest ist auch meine Ueberzeuguug,
daß sowohl in dem polnischen Oberschlesien,als in den Weberdörfern des Gebirgs
nur auf diese Weise Heilung der schwersten Leiden möglich ist. Der Annaberg
aber mag noch manchmal sein Hanpt in weißen Schnee hüllen, und manche Som¬
mersonne mag noch auf seine schwarzen Steine brennen, bevor die bittere Noll)
zwingen wird, das ins Werk zu setzen, was im Frühjahr 184» hätte beginnen
müssen.

Reden von Stahl.

Berlin, W. Hertz.

Stahl gehört zu deu ausgezeichnetenDenkern, die man nicht unbeachtet
lassen kann, auch weun man das ganze Prinzip ihres Denkens und Empfindens
zu verwerfen geneigt sein sollte. Wir werden in der Galerie deutscher Staats¬
männer versuchen, ein Gesammtbild seiner politischen Thätigkeit zu geben. —
Für den Augenblickinteressirt uns in der vorliegenden Sammlung seiner Reden
vor allem ein Schlußanfsatz, in welchem er seine Ansicht über das Verhältnis) der
Union znm deutschen Bunde ausspricht. Wir entnehmen darans, wie nahe sich eigentlich
die verschiedenenpolitischen Parteien stehen würden, in allen Fragen, bei denen
es auf eine materielle Entscheidung ankommt, wenn sie einen Augenblick ihr ab-
stractes Priuzip, das Schiboleth ihrer Deklamationen, aus dem Gedächtniß lassen
wollten.
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— „Wenn die verbündeten Negierungen, heißt es, auch nicht berechtigt sind'
unbedingt nnd definitiv sich das freie Kriegsrecht und die Exekutive gegen Bundes¬
regierungen beizulegen, so steht es ihnen doch zn, eine Umwandlung des Buudes-
rechtö selbst zu fordern, nach der ihnen dasselbe gewährt werde, jedoch immer nur in
der Weise und dem Maaße, wie es mit der künstigen Fortexistenz und dem Zwecke
des weitem deutschen Bnndes vereinbar ist, und sie siud auch damit in genügen¬
dem Maaße vereinbar. Den Anspruch auf eine solche Umwandlung können sie
ans dcu entschiedensten tatsächlichen und rechtlichenVorgängen herleiten: ans der
Auflösung des Bundestages vom 12. Juli 1848, aus dem Zugeständniß eines
deutschen Parlaments, welches gerade zuerst die süddeutschen Staaten ihren Unter-
thanen eigenmächtig ohne Befragen des Bnndes gaben und durch welches das
bisherige BuudcSwesen nvthwcndig zersprengt wurde, aus dem gleichfalls eigen¬
mächtigen Schritte, den Oestreich durch seine Verfassung vom 4. März 1849 be¬
ging. Nach allem diesem ist der bisherige Rcchtsznstand im Innersten erschüttert,
in alter Gestalt unhaltbar geworden, nnd neue Festsetzung nothwendig, und
daß bei dieser Festsetzung Rücksicht genommen werde auf die Bedürfnisse der
Unionsstaaten unter einander nnd gegenüber ihren Bevölkerungen — Bedürfnisse
die so weit sie bestehen, gerade durch die Zugeständnisse und Verheißungen der
jetzt widersprechendenRegierungen selbst hervorgerufen wurden — ist eine Forde¬
rung eben so sehr der Gerechtigkeit als der Billigkeit. — Eben dahin gehört
anch die gemeinsame Vertretung der Unionsstaaten im weitem Bunde. Auch
diese kaun nicht von selbst ciutreten und den andern Staaten aufgedrungen
werden; aber es können die Unionsstaaten fordern, daß bei der neuen Bun¬
desverfassung ihrem Verhältnis; Rechnung getragen werde, und es kann umgekehrt
auch ihnen nicht ein anderes Stimmenverhältniß nach irgend einem Gegenproject
anfgcnöthigt werden. Desgleichen kann der Vorsitz Oestreichs nach rechtsgiltiger
Aushebung der Bundesversammlung uicht mehr in Anspruch genommen werden.

Die Vertreter der großdeutschen Ansicht argumentiren überall nur aus dem
Artikel 11 der Bundesakte, als wenn der alte Bund noch unversehrt in der Ge¬
stalt fortbestände wie vor 1848, und danach allerdings war die ganze Union eine
rechtliche Unmöglichkeit.Allein die Union leitet ihr Recht nicht blos aus Artikel 11,
sondern anch nnd hauptsächlich ans der allgemeinen Erschütterung des bundesrecht¬
lichen Zustandes her, der da ein Neues erheischt. Daß die Ausgleichung zwischen
diesen wvhlbegründeten Forderungen der Unionsstaaten und der eben so gegrün¬
deten Forderung der uichtbeigetretenenStaaten auf Forterhaltnng des Bundes für
das gesammte Deutschland nicht nach streng präcisirtem formellen Recht, sondern
nur nach innerer Gerechtigkeit bestimmt werden kann, ist einleuchtend."

Femer die politische Seite der Frage: „Daist vor allem Bundesstaat und
einheitliches deutsches Parlament von einander zu unterscheiden, die man jetzt
beharrlich mit einander vermengt. Das deutsche Reich war ein Bundesstaat, die
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Entwürfe Preußens auf dem Wiener Kongreß beabsichtigten einen Bundesstaat,
aber weder dort noch hier war von deutschem Parlament die Rede. Wenn die
Souveränetät nicht bei den Einzelstaaten, sondern bei der Centralgewalt ist, möge
dieselbe nun blos durch die Fürsten oder auch durch ein Volksparlament vertreten
sein, da ist Bundesstaat. Dcu Bundesstaat, wenn er nach den geschichtlich ent¬
wickelten Verhältnissen möglich ist, halte ich für einen höheren Znstand der Nation
als den bloßen Staatenbund. Dagegen habe ich vom Anbeginn bis zu
dieser Stunde die Unvereinbarkeit eines einheitlichen deutschen
Parlaments mit einer Vielheit monarchischer Regierungen behauptet.
Dennoch glaubte ich, durch die wiederholte Aufzeiguug dessen genug gethan zn
habeu uud das Abbrechen des in Erfurt eingeleiteten Unternehmens nicht an¬
streben zn dürfen.

Denn für's erste erkenne ich, abgesehen von dem gemeinsamenParlament,
das engere Bündniß zwischen Preußen uud einem großen Theil der dentschcu
Staaten als ein wahres Bedürfniß. Fürs andere betrachte ich das deutsche Par¬
lament weuigsteus der Jnteutiou nach wie eine vollendete Thatsache, da sämmt-
Me Regierungen daran festhalten. Insbesondere geht der großdcntsche Plan,
zn welchem die Aushebung des preußischen UniouS-Untcruehmcns führen würde,
auch auf ein einheitliches Parlament, uud wenn ich einen Bundesstaat mit tleindeiit-
schein Parlament für problematischund für der Dauer unfähig erklärte, so scheint
mir ein Bundesstaat mit großdeutschem Parlament schlechthin und von vornherein
unmöglich. Deun Einheitlichkeit des Parlaments erfordert Einheitlichkeit des
Oberhaupts, Grvßdeutschland hat aber von Natnr zwei Oberhäupter, deu König
von Preußen nnd den Kaiser von Oestreich. Welch eine Uuuatur, daß zwei
Fürsten oder gar ein Direktorium einem modernen Parlamente gegenüber das
Ministerium besetzen und mit ihm zusammcuhandeln. Sagte die großdeutschc
Partei, es ist unmöglich, daß Deutschland als Ganzes ein constitntioneller Staat
werde, man gebe das Parlament ans, so wäre das eiu ehrlicher und klarer Ge¬
danke nnd der vielleicht die Zukunft für sich hat; aber da sie eben so gnt als die
Panlskirche Deutschlaud im Ganzen zum cvnstitntivncllenStaat machen will, darf
sie ihm nicht einen vielköpfigen coustitutionellenKönig setzen. Darum konnte ich
mich nicht berufen fiudeu, dem Unionswerke als solchem entgegenzuwirkenuud
damit Preußen nnd seine Verbündeten den Staaten, die deu großdeutschc»Plan
verfolge», zn überliefern. Wenn soviel über das Unrecht geschrieen wird, Oestreich
ans Deutschland zu verdrängen — was ich in keiner Weise anstrebe — so ist es
doch wohl kein geringeres Unrecht, Preußen in ihm selbst zn vernichten. Preußen
aber ist vernichtet, wenn es einem Direktorium uud großdeutschen Parlament ein¬
verleibt wird, während Oestreich wegen der Heterogcnität seiner Elemente sich anch
bei der gleichen rechtlichen Einverleibung dennoch tatsächlich unabhängig erhalten
würde.
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Ueberdies aber bin ich selbst nicht im Besitze eines Planes, der die Bedürfe
nisse Deutschlands nach allen Seiten befriedigte, und namentlich den Nebeln in
den kleinen Staaten abhülfe. Es wird kaum ein Mensch jetzt ein klares Bild
davon haben können, wie sich der zukünftige Zustand Deutschlands gestalten könne
und solle. Bei dieser Dunkelheit des Weges ist es die Aufgabe nicht, neue um¬
fassende Plane zu machen, deren jeder seine Schwierigkeit hat, sondern nur die
nächsten Schritte zu thnn, nach der Lage zu handeln, in die man providentiel
gekommen ist."

Eudlich seine positiven Vorschläge: „Der weitere deutsche Buud wird blos von
den Fürsten gebildet ohne Parlament, und so, daß Oestreich und Preußen das
Hauptgewicht haben, nnr bei Divergenz unter ihnen die andern Stimmen Aus¬
schlag gcbeu. Die Attributioncn dieses weitern Bundes sind: y Der Krieg —
dabei behalten Preußen uud Oestreich noch ein selbstständiges KriegSrccht nnter
gegenseitigemVcrmittelungsrechte, die anderen deutscheu Staaten habeu das KriegS-
recht nur entweder im Bunde oder als Verbündete Oestreichs oder Preußens.
2) Das Austrägalgericht bei Streitigkeiten uuter deutscheu Negierungen, die nicht
beide der Union angehören nnd die legislativen Anordnungen zur gegenseitigen
Sicherheit unter solchen Regierungen. 3) Die fortdauernde Gewähr der vom
Bnnde gegen bestimmte Berechtigte übernommenen Garantien, wenn auch zum
Theil uuter neuer veränderter Festsetzung derselben (z. B. gegen die Standes-
Herren). ^) Die Garantie der monarchischenVerfassung in Deutschland, jedoch
nur durch Erhaltung der bestimmten staatsrechtlichen Grundsätze, nicht durch poli¬
zeiliche Maßregeln. Dahin würde namentlich gehören die Berufung von den
Aussprüchen des Unions - Reichsgerichts, wo eine Regierung in dm wesentlichen
mouarchischeuRechte» durch dasselbe verkürzt zu sein behauptet (analog dem alten
recursus acl comlUir). Der Union dagegen bliebe dann die vollständige innere
Gesetzgebung, die gemeinsame diplomatische Vertretung und unter den angege¬
benen Modifikationen ein Kriegsrecht, Recht der bewaffneten Exekution und Reichs¬
gericht im Innern. Ueberdics müßte ihr das Recht als Eine Heeresmacht ihr
Cvntiugent dem Bund zn steilen, eingeräumt werde». Es hätte da»» auch keine
Schwierigkeit, soudcru uur Vortheil, daß Oestreich mit allen seinen Staaten dem
Bunde beiträte.

Durch eine solche Einrichtung würde allerdings das monarchischeElement in
Deutschland wieder überwicgeu; aber dies rechtliche Uebergewicht wäre doch tat¬
sächlich ermäßigt durch die constilutiouelle Verfassung in Preußen, uud darüber
müssen endlich die Staatsmänner sich klar werden, ob der Schwerpunkt nach Rück¬
sicht auf die „öffentliche Meiuuug" in das Parlament gelegt werden soll. Es ist
nnr das eine oder das andere möglich. — Feruer würdeil hiedurch unter den
Staaten selbst wieder Oestreich und -Preußen überwiegen. Das ist, wenn eine
größere Eiicheir und Energie Deutschlauds erreicht werden soll, unerläßlich; denn
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danach kann der alte Grundsatz der einstimmigenBeschlüsse nicht mehr bestehen,
nnd wenn Stimmenmehrheit gilt, so muß die Stimmenbcrechtignng nothwcndig
dem Machtverhältniß der Staaten entsprechen. Ebendanach müßte Bayern wieder
weit mehr Stimmen haben als die andern Königreiche, diese als die kleinem
Staaten. Dagegen ist der Plan der Gruppen der ungeeignetsteuud gefährlichste.
Die Untersteckmig der kleinem Staaten unter einen Mittlern Staat ist sür sie noch
drückender als ihre Unterordnung unter den Einfluß der sammtlicheu großem Mächte
im Plenum, und führte außerdem dazn, Deutschland noch mehr zn zersplittern nnd
Alliirte sür Frankreich groß zn ziehen. — Die Union aber würde auch bei solcher
Eiufüguug iu den weiter» Bund noch völlig ihrem Zweck entsprechen, wenn mau
anders diesen in der einheitlichenLegislation sucht, und nicht in dem Glänze des
Parlaments und seiner Führer, der allerdings einen völlig auf sich stehenden und
weltbcherrschenden Bundesstaat voraussetzt. Sollte die Union oder wenigstensdie
Unions-Vcrfassung in ihrem Innern sich auflösen, so geschieht es gewiß nicht hie-
durch. Diese Auflösung könnte nur durch fernem Rücktritt mittlerer Staaten er¬
folgen; denn es möchte wohl noch weiter als blos bis an die Grenze des Mög¬
lichen gehen, anch dann noch ein Unions-Parlament neben nnd über den preußischen
Kammern fortzuführen. Allein mögen solche Rücktritte ans einer Ueberzengung von
den Gefahren der Unions-Verfassnng hervorgehen, oder aus der Gesinnung, die da
mit Freude» iu deu Untergang des Landes dnrch Frankfurter Grundrechte nnd
Frankfurter Wahlgesetze willigt nnd nur dynastischeUnterordnung nicht erträgt,
jedenfalls sind sie nicht dnrch die Einschränkung der Attribntioncn der Union und
ihre Einfügung iu den weitern Bund veranlaßt.

Es wäre das Ordnungsmäßige, daß die Auseinandersetzungdes Verhältnisses
mit den übrigen deutschen Staaten, sei es auf diplomatischem, sei es auf schiedsrich¬
terlichem Wege, der Verkündigung der Unionöverfassnngvoraus ginge. Ohne das
ist letztere auch ganz vergeblich; denn man könnte nie gegen ein renitentes Unions¬
mitglied Vollstreckung anwenden, da ihm sofort die übrigen deutschen, ja europäi¬
schen Mächte beistehen würden. Was hat man für Zwangsmittel gegen Hannover
nnd Sachsen, welche würde man gegen Hessen haben? und es wäre nicht anders
gegen die Staaten, die nach gemeinsamerVerkündigung der Verfassung austräten
oder Gehorsam weigerten.

Vollends unerhört in der Geschichte wäre die Politik, einen Krieg zn sühren,
dazu unter den ungünstigsten inneru und äußren Verhältnissen ihn zn sühren,
dessen Siegespreis, im güustigsten Lichte betrachtet, die Befngniß ist, den doktri¬
nären Versuch einer konstitutionellenBuudesstaatsverfassnng machen zu dürfen, in
einem trübern Lichte betrachtet, die Befngniß, ungehindert seine bisherige Macht
kleinern Fürsten uud exterritorialen Volksvertretern uud souveränen Reichsrichtern
znr Beute geben zu dürfen. Blos ans Rivalität und Ehrenpnnkt gegen Oestreich ans
selbstvernichtendem Unternehmen beharren, wäre eine Art JapanesischcnDuell?." —
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Wir enthalten nns vorläufig einer Kritik dieses Entwurfs, nnd sägen nur
noch die Bemerkung hinzn, daß es wüuschenswerth wäre, weuu sich die preußische
Negierung eben so offen erklären möchte. Diese Ideen sind allerdings etwas
wesentlich Anderes, als unsere Partei in Frankfurt und Gotha erstrebt hat; sie
enthalten aber wenigstens ein faßliches Bild, über welches, wie jetzt die
Sachen liegen, eine Verständigung sowohl mit den Kleindeutscheu, als mit
denjenigen unter deu Großdeutscheu, die noch uicht alle« Verstand verloren haben,
denkbar ist. An einen Uuionskrieg gegen Oestreich denkt unter den gegen¬
wärtigen Umständen wohl kein Einziger unserer Partei.

Der erste Seekampf der Schleswig-Holsteiner.

Neustadt in Holstein. Sonntag, 21. Juli, früh am Morgen.

Nach einer schlaflosen Nacht schreibe ich Ihnen folgende fluchtige Skizzirung
des ersten holsteinisch-dänischenSeeabenteuers. Meine Zeilen sind vielleicht nicht
ganz werthlos, weil ich Angenzeuge des blntigen Nachtstücks war, mit welchem
der Krieg ernsthaft begonnen hat. Reflexionen dürfen Sie nicht erwarten, das
Gemüth des Zuschauers wogt noch wie die See nach dem Sturm. Nur so viel
im Voraus: einen schwarzen Nand verdieilt meiue Meldung nicht. Abergläubische
Kopfhäuger werden den Ansang ein böses Omen nennen, muthige Herzen rufen:
Nein, uud abermals Nein! Unsere junge Flagge kämpft gegen dänische Uebermacht,
aber Gott Lob! sie kann ihre erste Brandwunde mit Ehren zeigen!

Preußen, sagt man, hat im Frieden vom 2. Jnli der russischen Einmischung
einen Niegel vorgeschoben, auch England duldet keine offene Parteinahme Nuß-
landö, aber die Segel des Czaren umflattern drohend die Küsten Schleswigs.
Unser Volk läßt sich auch vom nordischen Popanz nicht einschüchtern; die Russen
„beobachten" ja blos, um ihre Erfahrung zu bereichern, wie Brnnnow in London
erklärt haben soll, aber Roth thäte es, daß eine englische Flottille die russischen
Beobachter beobachtete, denn gewiß ist? daß ihre Studien den Dänen zu Gute
kommen; sie stgnalisircu, telegraphireu uud spioniren für die Dänen nach Herzenslust
und werden in dieser Dienstfertigkeit von Lübeck und Travemünde ans mit kos¬
mopolitischemEdelmulh unterstützt. Dänemark, sagt man, hat sich verpflichtet,
Holstein nicht anzugreifen, ehe der Buud oder das Bundesplenum oder der Bun-
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